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DER DRINGLICHE

BUNDESBESCHISS

So harmlos nett, wie die Dringlichen
Bundesbeschlüsse bezüglich der Arbeits-
losenversicherung in der Presse daher-

kommen, sind sie ganz und gar nicht.
Diese Beschlüsse entpuppen sich noch

perfider, als es sich ihre Kritikerinnen
bislang vorstellten.

Genauer besehen sind sie ganz im
Geiste des Misstrauens gegenüber Ar-
beitslosen, sie vervielfachen die
staatlichen Schikanen gegen Arbeits-
lose und sie eröffnen den Unterneh-
mern enorme Möglichkeiten, mit
staatlicher Hilfe «teure» Arbeitende
mit billigen Arbeitssuchenden zu
bändigen. So besehen war die Ar-
beitslosendemo vom 20. Februar
1993, die vor allem von der Gewerk-
schaft Bau und Industrie und von der
Gewerkschaft Druck und Papier un-
terstützt wurde, vollkommen richtig.

VON CHRISTOPH LIPS

So besehen ist das Referendum vom
Gewerkschaftsbund gegen diese Be-
schlösse vollkommen vernünftig.

Polit-Ping-Pong mit Arbeitslosen

Nun zur Sache: Noch unter dem Ein-
druck der Arbeitslosen-Grosskund-
gebung vom 20. Februar hat der Na-
tionalrat anfänglich im Vergleich zu
den bundesrätlichen Vorschlägen et-
was arbeitslosenfreundlichere Be-
schlösse gefasst.
Die Ständeräte, zum x-ten Male die
Interessen der Kantone ignorierend,
räumten alle nationalrätlichen Ver-
besserungen wieder aus (damit die
Fürsorgeämter der Kantone und
Kommunen noch etwas mehr von der

Arbeitslosigkeit abbekommen).
Nachträglich kuschte der Nationalrat
bereitwillig schliesslich war die Ar-
beitslosendemo bereits dem Kurz-
zeitgedächtnis von Politikerinnen
entrückt...

Mehr Bürokratie und Willkür
für Arbeitslose

So sieht die Chose nun aus:

1. Der Bundesrat kann die Bezugs-
dauer während besonders hoher Ar-
beitslosigkeit bis auf400 Tage ausdeh-
nen. Aber er muss nicht! Dieses Detail
hatten wir alle übersehen. In seiner
ersten Verordnung lässt der Bundesrat
bereits sein Mütchen gegen Arbeitslo-
se unter 35 Jahren spielen: Ihnen will
er die Verlängerung der Bezugsdauer
nur unter Vorbehalten gewähren. Der
Bundesrat kann solche Vorbehalte fast
willkürlich auf weitere Versicherten-

gruppen ausdehnen. Ausgesteuerte
Arbeitslose profitieren von der Aus-
dehnung der Bezugsdauer um 100

Tage nur, wenn ihre zweijährige Rah-
menfrist noch nicht überschritten ist.
2. Ein Taggeld beträgt 80% des versi-
cherten Verdienstes. Für jene Nicht-
verheiratete, die keinen Anspruch auf
Kinderzulagen haben, die kein Kind
betreuen und deren Taggeld 130
Franken übersteigt, wird das Taggeld
auf 70% des versicherten Verdienstes

gekürzt. Details: Jene alimentieren-
den Väter, die nicht kinderzulagenbe-
rechtigt sind, fallen auch unter die
Kürzung auf 70%, sofern sie mehr als
130 Franken Taggeld beziehen. Die
Durchführung dieser Bestimmungen
wird dem bürokratischen Wildwuchs
gegenüber Arbeitslosen Tür und Tor
öffnen.
3. Künftig können Arbeitslose zu
Zwischenverdiensten unter ihrem
Taggeld gezwungen werden. Zwar
muss die Kasse die Differenz dem
Arbeitslosen ausgleichen, so dass der/
die einzelne Arbeitslose keinen Scha-
den nimmt. Auf Kosten der Arbeitslo-
senkasse werden künftig Arbeitslose
als Lohndiscounter missbraucht. Die-
se Bestimmung kann Arbeitgeberpoli-
tiker Heinz Allenspach voll für sich

punkten mit unabsehbaren Folgen für
das allge meine Lohnniveau.
4. Kurzarbeitende werden in der Re-

gel von der Stempelkontrolle befreit.
Der Bundesrat kann die Kurzar-
beitsentschädigung von 12 auf 24
Monate (bis anhin 18 Monate) ver-
längern. In seiner Verordnung hat er
sich aber dem vehementen Druck der
Arbeitgeberorganisationen gebeugt
und seine neue Kompetenz nicht voll
ausgeschöpft. Er verlängerte die

Kurzarbeitsentschädigung nur auf 21

Monate.
5. Beschäftigungsprogramme kann
der Bundesrat künftig zu 85%, aus-
nahmsweise bis zu 100% finanzieren
(frühere Höchstgrenze 50%).
Fazit: Die wenigen Verbesserungen
werden praktisch allein durch emp-
findliche Taggeldkürzungen allein-
stehender Arbeitsloser finanziert. Die
Durchführung dieser Bestimmungen
vervielfacht die staatliche Bürokratie
und Willkür gegen Arbeitslose und
belastet die Fürsorgeämter noch mehr.

Künftig können Arbeitslose noch
krasser zu Lohndumping missbraucht
werden. Diese Dringlichen Bun-
desbeschlüsse sind Wegweiser für
die anlaufende Totalrevision des

Arbeitslosenversicherungsgesetzes.

Lieber ein mehrstimmiger Chor

als ein SP/SGB-Solo

Selbst bei erfolgreichem Referendum
bleiben die Dringlichen Bundes-
beschlösse für ein Jahr bis Ende März
1994 in Kraft. So schlecht ist das nicht:
Jene, die kurz vor der Aussteuerung
stehen, profitieren so auf jeden Fall
von der lOOtägigen Verlängerung.
Wenigstens ein Teil jenerArbeitsloser
wird neu erwachen, welche ab 1. April
die Taggeldkürzungen auf 70% «live»
erleben. Unter den betroffenen Für-
sorgeämtern dürften ebenso neue
Verbündete zu finden sein.
Jedoch nur das Referendum erlaubt,
einen Druck für eine arbeitslosen-
freundliche Totalrevision des Geset-

zes zur Arbeitslosenversicherung auf-
zubauen. Da es sich um eine relativ
komplizierte Materie handelt, braucht
es eine gemeinsame Anstrengung der
Gewerkschaften, Arbeitslosenkomi-
tees und Frauenorganisationen, sich
der breiten Öffentlichkeit eingängig
verständlich zu machen.
Um so unverständlicher ist es, dass der
SGB-Vorstand in dieser Sache wei-
terhin seine Bündnispartnerrechte
derselben Sozialdemokratischen Par-
tei exklusiv vergeben will, die in ihrer

grossen Mehrheit diesen Dringlichen
Bundesbeschlüssen zustimmte! Wann

emanzipiert sich der SGB endlich ge-
genüber dieser unzuverlässigen Par-
tei? Wann geht er in einer unsektiere-
rischen, offenen Weise dem Christ-
lich-nationalen Gewerkschaftsbund,
dem Schweizerischen Kaufmänni-
sehen Verband entgegen? Der Sache
wäre unheimlich gedient. Wenn nicht
auf Anhieb, so könnten sich doch für
die Zukunft wegweisende Pfade auf-
tun.
23.3.1993
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